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hier: Antrag & Beschluss
„Für eine stabile und ausreichende Finanzierung des zweiten Bildungsweges“ 
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B-03
AK Humanisten und Säkulare SPD-Bezirk Hannover

Werte und Normen ab der ersten Klasse
Folgender Paragraph des Niedersächsischen Schulge-
setz soll wie folgt geändert werden:
§128 (1) Satz 3: Die Schule hat den Unterricht „Werte
und Normen“ als ordentliches Lehrfach vom 1. Schul-
jahrgang an einzurichten, wenn mindestens sieben
Schülerinnen oder Schüler zur Teilnahme verpflichtet
sind.

Begründung
Aktuell werden Schülerinnen und Schüler, welche nicht
am Religionsunterricht teilnehmen, auf andere Klassen
umverteilt. Um hier zu gewährleisten, dass es auch
einen NICHT religiösen Werte-Unterricht gibt, bietet es
sich an, den „Werte und Normen“-Unterricht schon zur
ersten Klasse anzubieten.
Zudem ist es sinnvoll, sich schonmöglichst frühmit an-
deren Religionen, Kulturen und philosophischenGrund-
gedanken auseinanderzusetzen. Dieses baut Vorurteile
ab und sorgt für ein offenes Miteinander in der Gesell-
schaft.
Warum schon ab sieben Schülern und nicht erstwie bis-
her ab zwölf? Um gerade im ländlichen Raum auch da-
für zu sorgen, dass es ein alternatives Angebot gibt, ist
es notwendig, schon bei geringeren Schülerinnen- und
Schülerzahlen die Möglichkeit zu geben, einen „Werte
und Normen“-Unterricht anzubieten.

Annahme in der Fassung der Antragskommission

„Werte und Normen“-Unterricht ab der ersten Klasse
Folgender Paragraph des Niedersächsischen Schulge-
setz soll wie folgt geändert werden:
§128 (1) Satz 3: Die Schule hat denUnterricht „Werte und
Normen“ als ordentliches Lehrfach vom 1. Schuljahr-
gang an einzurichten, wenn mindestens zwölf Schüle-
rinnen oder Schüler zur Teilnahme verpflichtet sind.
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B-04
SPD-Unterbezirk Hildesheim

Für eine stabile und ausreichende Finanzierung des
zweiten Bildungsweges
Anspruch sozialdemokratischer Bildungs- und Gesell-
schaftspolitik ist, allen Menschen einen Schulabschluss
zu ermöglichen. Ein Anspruch, den der erste Bildungs-
weg nicht einlöst, und der über die Angebote des zwei-
ten Bildungsweges realisiert werden muss.
DiefinanziellenRahmenbedingungenerschwerenaller-
dings die Finanzierung und Organisation des zweiten
Bildungsweges durch die Volkshochschulen in Nieder-
sachsen.
Der Bezirksparteitag fordert die SPD-geführte Lan-
desregierung und die SPD-Landtagsfraktion auf, sich
für eine stabile und ausreichende Finanzierung des
zweiten Bildungsweges einzusetzen und den zweiten
Bildungsweg damit zu stärken. Zu dieser Stärkung
gehört auch, eine der Ausbildung der Beschäftigten
angemessene Bezahlung sicherzustellen. Auch hierzu
bedarf es eines stärkeren Engagements der Landespoli-
tik.

Annahme in der Fassung der Antragskommission

Für eine stabile und ausreichende Finanzierung
des zweiten Bildungsweges
Der Bezirksparteitag fordert die SPD-geführte Landes-
regierung und die SPD-Landtagsfraktion auf, sich für
eine stabile und ausreichende Finanzierung des zwei-
ten Bildungsweges einzusetzen und den zweiten Bil-
dungsweg damit zu stärken. Zu dieser Stärkung gehört
auch, eine der Ausbildung der Beschäftigten angemes-
sene Bezahlung sicherzustellen. Auch hierzu bedarf es
eines stärkeren Engagements der Landespolitik.
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Begründung
Der 2. Bildungsweg ist mit seinem Angebot, unter-
schiedliche Schulabschlüsse nachzuholen, für Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokraten ein zentraler
Baustein der Bildungspolitik.
Die finanziellen Rahmenbedingungen erschweren je-
doch die Finanzierung und Organisation des 2. Bil-
dungswegesdurchdieVolkshochschulen inNiedersach-
sen.
• Mittel aus demNiedersächsisches Erwachsenenbil-
dungsgesetz (NEBG) reichen nicht aus, um die Kos-
ten für die Unterrichtseinheiten abzudecken.

• Prüfungen müssen von den Kostenträgern organi-
siert werden, die diese Aufgabe unentgeltlich aus-
führen sollen.Hinzu kommt, dass die Bezahlungder
Prüferinnen und Prüfer durch die Landesschulbe-
hörde in keinem Verhältnis zu dem tatsächlichen
Aufwand steht.

• Die biographischen Hintergründe der Kursteilneh-
merinnenund -teilnehmermachenoftmals eine so-
zialpädagogische Begleitung der Kurse erforderlich,
umdie Kursteilnehmerinnen und -teilnehmer zu ei-
nem erfolgreichen Abschluss zu führen.

• Die Integration der Zugewanderten wird auch eine
Aufgabe und Herausforderung für den zweiten Bil-
dungsweg und die Bildungsträger sein.
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